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Experten urteilen über AfD-Verbot: Ist
die Gefahr für Deutschland real?

SPD-Chef Lars Klingbeil betont die Rolle von Experten bei
der Überprüfung eines möglichen AfD-Verbots und den

politischen Kampf dagegen.

In der politischen Diskussion um ein mögliches Verbot der
Alternative für Deutschland (AfD) hat der SPD-Vorsitzende Lars
Klingbeil den Fokus auf die Rolle von Fachleuten gelegt. In
einem Interview mit der Deutschen Presse-Agentur erklärte er:
«Die Bewertung ist keine politische, sondern erst mal eine
juristische.» Klingbeil verwies darauf, dass es nun an den
Expertinnen und Experten, insbesondere des
Verfassungsschutzes, liege, die relevanten Informationen zu
sammeln und auszuwerten.

Der SPD-Chef machte deutlich, dass ein Verbot der AfD nur dann
in Erwägung gezogen werden kann, wenn die Experten zu dem
Schluss kommen, dass die Partei eine echte Bedrohung für den



Staat und die gesellschaftliche Ordnung in Deutschland darstellt.
«Dann müssen wir politisch aktiv werden», sagte Klingbeil. Dies
deutet darauf hin, dass die rechtlichen Voraussetzungen für ein
Parteienverbot sehr hoch sind. Um dies umzusetzen, könnte der
Bundestag, der Bundesrat oder die Bundesregierung einen
Antrag beim Bundesverfassungsgericht stellen.

Hintergrund der Debatte

Ein entscheidender Faktor in der aktuellen Debatte ist die
jüngste Wahl im Thüringer Landtag, wo die AfD zur stärksten
politischen Kraft aufgestiegen ist. Die turbulente konstituierende
Sitzung dieser Legislatur hat die Diskussion über die rechtlichen
Schritte gegen die AfD neu entfacht. Der Verfassungsschutz hat
die AfD in mehreren Bundesländern als gesichert
rechtsextremistisch eingestuft, was die Argumentation für ein
Verbot unterstützt.

Klingbeil sieht seine Rolle als politischer Akteur jedoch nicht nur
in juristischen Bewertungen. Er betont, dass es aktiv an der
politischen Auseinandersetzung mit der AfD gearbeitet werden
muss. Dabei nannte er das Beispiel des Brandenburger
Ministerpräsidenten Dietmar Woidke, der gezeigt habe, dass ein
erfolgreicher Umgang mit der AfD möglich ist. «Es geht um
Kampfesmut, eine klare Haltung und gute Kommunikation», so
Klingbeil. Diese politischen Strategien haben in Brandenburg zur
Stärkung der SPD beigetragen, obwohl diese lange Zeit in den
Umfragen hinter der AfD lag.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Diskussion über
das AfD-Verbot vor allem auf juristischen Prüfungen beruht,
während gleichzeitig auch die politische Auseinandersetzung
intensiviert werden sollte. Experten und politische
Führungspersönlichkeiten sind gefordert, um zu entscheiden, in
welche Richtung die Debatte weitergeht und ob die rechtlichen
Schritte tatsächlich eingeleitet werden müssen.
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